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Ingenieurvertrag 
Technische Ausrüstung 

für die Energieträgerumstellung im Innovationsquartier Alt-Lößnig 
 
 
Zwischen der 
 
Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH 
vertreten durch die Geschäftsführer Doreen Bockwitz und Kai Tonne 
Wintergartenstraße 4 
04103 Leipzig 
 

- im Folgenden Auftraggeber genannt - 
und 
 
________________________________________________ 
vertreten durch: ___________________________________ 
________________________________________________ 
________________________________________________ 

 
- im Folgenden Ingenieur genannt - 

- gemeinsam Vertragsparteien genannt -  
 
wird folgender Vertrag über Ingenieurleistungen geschlossen: 
 
Projektnummer:   37-102-00 
Bestellnummer:   ____________ 
Vertragsnummer:   I-01/25ZE 
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1. Gegenstand des Vertrages 

 
1.1 Der Auftraggeber überträgt dem Ingenieur die in diesem Vertrag genannten Leistun-

gen/Teilleistungen gemäß §§ 53 ff. der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure 
(HOAI) für die 
 
☐ Anlagengruppe 1: Abwasser-, Wasser- und Gasanlagen 
☒ Anlagengruppe 2: Wärmeversorgungsanlagen 
☐ Anlagengruppe 3: Lufttechnische Anlagen 
☐ Anlagengruppe 4: Starkstromanlagen 
☐ Anlagengruppe 5: Fernmelde- und informationstechnische Anlagen 
☐ Anlagengruppe 6: Förderanlagen 
☐ Anlagengruppe 7: Nutzungsspezifische Anlagen und verfahrenstechnische An-

lagen 
☐ Anlagengruppe 8: Gebäudeautomation und Automation von Ingenieurbauwer-

ken 
 
☐ Gebäude  ☐ Modernisierung  ☒ Umbau 
☐ Instandsetzung ☐ Neubau 
 
Bauvorhaben: 
Energieträgerumstellung von Gas auf Fernwärme im Innovationsquartier Alt-Lößnig 
Ort: 
04279 Leipzig, Alt-Lößnig 
 

1.2 Die Zielvorstellungen des Auftraggebers zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses werden 
– im Sinne einer werkvertraglichen Beschaffenheitsvereinbarung – in der Anlage 1 zu 
diesem Vertrag definiert.  
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2. Grundlagen des Vertrages 
 
2.1 Grundlagen des Vertrages sind: 

• die Regelungen dieses Vertrages sowie die Zielvorstellungen bzw. Aufgabenstel-
lung nebst Terminplanung des Auftraggebers, die sich aus Anlage 1 ergeben.  

• die Vergütungsgrundlage, Anlage 4 
• das vorläufige Honorar; Anlage 5 
• Angebot des Ingenieurs, beigefügt als Anlage 2; 
• die ggf. noch zu erteilende Baugenehmigung sowie alle zur Realisierung des Bau-

vorhabens erforderlichen Genehmigungen einschließlich Auflagen, auch soweit 
diese erst nachträglich erteilt oder bekannt werden; 

• sämtliche für das Bauvorhaben einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen und be-
hördlichen Vorschriften in ihrer jeweils gültigen Fassung sowie etwaige sonstige 
späteren behördlichen Vorgaben, insbesondere des Bauamtes, des Umweltamtes, 
des Brandschutzes oder der Gewerbeaufsicht; 

• die einschlägigen Bestimmungen zum Arbeitsschutz einschließlich der Unfallver-
hütungsvorschriften der jeweils zuständigen Berufsgenossenschaften; 

• die allgemein anerkannten Regeln der Technik in der zum Zeitpunkt der Abnahme 
der Bauleistungen einschlägigen Fassung, insbesondere die DIN des Deutschen 
Instituts für Normung e. V. einschließlich der Gelbdrucke, TÜV-Vorschriften, Regel-
werke des VDE, VDI und vergleichbarer Institutionen etc. sowie die Herstellervor-
gaben/Verarbeitungshinweise betreffend die eingesetzten Materialien; 

 
2.2 Soweit in diesem Vertrag nichts anders bestimmt ist, gelten ergänzend: 

• die „Honorarordnung für Architekten und Ingenieure“ (HOAI) in der bei Vertragsab-
schluss geltenden Fassung; 

• die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches, insbesondere diejenigen über 
den Architekten- und Ingenieurvertrag (§§ 650p ff. i.V.m. §§ 631 ff. und §§ 650a ff. 
BGB). 

 
2.3 Künftige Änderungen der HOAI berühren diesen Vertrag nicht, es sei denn, dies wird 

zwingend anders bestimmt oder ausdrücklich abweichend festgelegt 
 
3. Allgemeine Pflichten des Ingenieurs 
 
3.1 Der Ingenieur ist verpflichtet, seine vertraglichen Leistungen nach den allgemein aner-

kannten Regeln der Baukunst und der Bautechnik und den für dieses Bauvorhaben 
gültigen behördlichen sowie den geltenden öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen 
Normen unter Beachtung der Zielvorstellungen und Forderungen des Auftraggebers 
nach dem Grundsatz der Zweckmäßigkeit und größtmöglichen Wirtschaftlichkeit auch 
hinsichtlich der späteren Unterhaltungs- und Betriebskosten zu erbringen. Dabei ist je-
weils der Zeitpunkt der Abnahme der jeweiligen Leistung maßgeblich.  
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3.2 Entstehen Widersprüche zwischen verschiedenen Zielvorstellungen des Auftragge-

bers, zwischen den Zielvorstellungen des Auftraggebers und den anerkannten Regeln 
der Technik, oder aber zwischen den anerkannten Regeln der Technik und dem (neu-
esten) Stand der Technik bzw. der Wissenschaft, hat der Ingenieur dem Auftraggeber 
entsprechend aufzuklären und zu unterrichten sowie Entscheidungshilfen zu geben 
und Entscheidungsalternativen zu formulieren. Die Entscheidung ist dann durch den 
Auftraggeber zu treffen. Die vom Auftraggeber vorgegebenen (fortgeschriebenen) Ziel-
vorstellungen sind nur insoweit für den Ingenieur verbindlich, als sie nicht im Wider-
spruch zu den anerkannten Regeln der Technik bzw. zu zwingenden öffentlich-rechtli-
chen Bestimmungen stehen. 
 

3.3 Der Ingenieur ist verpflichtet, die ihm übertragenen Leistungen in eigener Person oder 
durch fest angestellte Mitarbeiter seines Büros zu erbringen. Die Beauftragung von 
freien Mitarbeitern hat er dem Auftraggeber unverzüglich anzuzeigen. Der Auftragge-
ber ist berechtigt, der Beauftragung von Unterbeauftragten unverzüglich zu widerspre-
chen, sofern der Widerspruch aus wichtigem Grunde gerechtfertigt ist, Die Beauftra-
gung von Unterbeauftragten bedarf in jedem Fall der Zustimmung des Auftraggebers. 
 

3.4 Im Rahmen der vereinbarten Leistungen hat der Ingenieur die Pflicht, den Auftraggeber 
über alle bei der Durchführung seiner Aufgaben wesentlichen Angelegenheiten, insbe-
sondere über Qualitäts-, Termin- oder Kostenabweichungen, schriftlich zu unterrichten 
und gleichzeitig Lösungsvorschläge zu erarbeiten, wie die vom Auftraggeber vorgege-
benen Qualitäten, Kosten und Termine unter den veränderten Umständen dennoch 
eingehalten werden können. Der Ingenieur hat den Auftraggeber auch auf mögliche 
Kosteneinsparungen hinzuweisen. Die Abweichung von technischen Regelwerken 
stellt eine Qualitätsabweichung dar. 
 

3.5 Zum Zwecke der Leistungskoordination ist eine Teamarbeit mit dem Auftraggeber not-
wendig. Der Ingenieur ist verpflichtet, zu diesem Zweck dem Auftraggeber in erforder-
lichem Maße Auskunft zu geben, Einblick in seine Unterlagen zu gewähren und seine 
Planung mit dem Auftraggeber abzustimmen. Darüber hinaus ist der Ingenieur ver-
pflichtet, sich mit den weiteren Planungsbeteiligten abzustimmen und hat seine Leis-
tungserbringung mit diesen in fachlicher, terminlicher und finanzieller Hinsicht abzu-
stimmen. Schließlich ist er verpflichtet, an den Sitzungen des Teams teilzunehmen. 

 
4. Abschnittsweise Beauftragung 
 
4.1 Der Auftraggeber hat für die Ausführung der Leistungen gemäß der Aufgabenstellung, 

beigefügt als Anlage 1, vier Bauabschnitte vorgesehen. Die Beauftragung des Ingeni-
eurs mit der Vertragsleistung erfolgt abschnittsweise nach Maßgabe der nachfolgen-
den Regelungen.  
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4.2 Die Vertragsleistung wird in folgende Leistungsabschnitte unterteilt: 
 
Leistungsabschnitt 1:  Bauabschnitte 1 und 2 
Leistungsabschnitt 2:  Bauabschnitt 3 
Leistungsabschnitt 3:  Bauabschnitt 4 
 

4.3 Der Auftraggeber beauftragt den Ingenieur zunächst nur mit den Leistungen für den 
Leistungsabschnitt 1 (Bauabschnitte 1 und 2).  
 

4.4 Die Leistungen der Leistungsabschnitte 2 (Bauabschnitt 3) und 3 (Bauabschnitt 4) kann 
der Auftraggeber später zu den Bedingungen dieses Vertrages abrufen. Die Abrufe 
dieser Leistungsabschnitte hat schriftlich nach dem Muster Anschlussbeauftragung, 
Anlage 3, zu erfolgen. Nach Abruf ist der Ingenieur zur Leistungserbringung verpflich-
tet. 
 

4.5 Einen Anspruch auf den Abruf weiterer Leistungen hat der Ingenieur nicht, der Auftrag-
geber bleibt frei in seiner Entscheidung, ob er den Ingenieur oder einen Dritten mit den 
weiteren Leistungen beauftragt. Bei Nichtabruf steht dem Ingenieur insoweit kein Ho-
norar zu. Sonstige aus dem Nichtabruf resultierende Ansprüche des Ingenieurs, insbe-
sondere solche auf Aufwendungs- oder Schadensersatz, sind ebenfalls ausgeschlos-
sen. 
 

4.6 Leistungen, die in den noch nicht abgerufenen Leistungsabschnitten enthalten sind, 
dürfen ohne vorherige Beauftragung durch den Auftraggeber seitens des Ingenieurs 
nicht erbracht werden bzw. erfolgen auf eigenes Risiko des Ingenieurs ohne Vergü-
tungspflicht durch den Auftraggeber. 

 
4.7 Aus der sukzessiven Beauftragung und einer daraus resultierenden Unterbrechung 

kann der Ingenieur keine Erhöhung seines Honorars verlangen oder sonstige Ansprü-
che, insbesondere nicht aus § 642 BGB, geltend machen.  

 
5. Leistungsumfang 
 
5.1 Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die wesentlichen Planungs- und 

Überwachungsziele durch die in der Anlage 1 genannten Zielvorstellungen definiert 
sind, so dass die Zielfindungsphase im Sinne von § 650p Abs. 2 BGB entfällt. 
 

5.2 Mit Abschluss des Vertrages verpflichtet sich der Ingenieur gemäß § 650q Abs. 1 BGB, 
nach näherer Maßgabe dieses Vertrages diejenigen Leistungen zu erbringen, die nach 
dem jeweiligen Stand der Planung und Ausführung erforderlich sind, um die zwischen 
den Vertragsparteien vereinbarten – und gegebenenfalls nach Vertragsschluss weiter-
entwickelten – Planungs- und Überwachungsziele zu erreichen.  
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5.3 Der Ingenieur ist verpflichtet, für das Bauvorhaben sämtliche erforderlichen und zweck-

mäßigen Aufgaben zur Herbeiführung des vertraglich geschuldeten Werkerfolgs, ins-
besondere der Zielvorgaben/Aufgabenstellung des Auftraggebers näher beschriebe-
nen Erfolge und Leistungsziele, herbeizuführen. Dies umfasst insbesondere die nach-
folgend ausdrücklich genannten Leistungen, ohne dass damit die Leistungspflichten 
des Ingenieurs abschließend bestimmt wären. 
 

5.4 Der Auftraggeber beauftragt den Ingenieur für die in Ziffer 1 beauftragten Anlagegrup-
pen mit der Erbringung der Grundleistungen gemäß § 55 Abs. 1 Nr. 1 bis 9 HOAI. Die 
Leistungspflicht des Ingenieurs umfasst sämtliche Grundleistungen gemäß Anlage 15 
(Ziffer 15.1) zur HOAI, soweit diese nicht ausdrücklich aus dem Leistungsumfang für 
die jeweilige Anlagengruppe herausgenommen worden sind. 
 

Leistungsphase Anlagengruppe 

 1 2 3 4 5 6 7 8 

1. Grundlagenermittlung ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ 

2. Vorplanung 

(Projekt- und Planungsvorbereitung) 
☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ 

3. Entwurfsplanung 

(System- u. Integrationsplanung) ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ 

4. Genehmigungsplanung ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ 

5. Ausführungsplanung ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ 

6. Vorbereitung der Vergabe ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ 

7. Mitwirkung bei der Vergabe ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ 

8. Objektüberwachung –  

Bauüberwachung (Dokumentation) 
☐ ☒ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ 

9. Objektbetreuung ☐ ☒ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ 

 
5.5 Der Ingenieur wird mit folgenden Besonderen Leistungen nach § 55 Abs. 3 HOAI in 

Verbindung mit Anlage 15.1 zur HOAI beauftragt: 
 
Anlagengruppe 2: keine 
 

5.6 Der Ingenieur wird mit folgenden zusätzlichen Leistungen beauftragt: 
 
Anlagengruppe 2: keine 
 

5.7 Auch für die besonderen und zusätzlichen Leistungen nach Ziffer 5.7 und 5.8 gelten 
die Bestimmungen dieses Vertrages. 
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6. Andere fachlich Beteiligte 
 
Weitere ggf. fachlich Beteiligte und deren Leistungen werden vom Auftraggeber bestimmt. Die 
Verträge werden vom Auftraggeber abgeschlossen. 
 
7. Vergütung der Ingenieurleistungen 
 
7.1 Honorargrundlage sind die in Anlehnung an §§ 4, 53 ff. HOAI in Verbindung mit der 

DIN 276-1:2008-12 in der Fassung vom Dezember 2008 ermittelten anrechenbaren 
Kosten. 
 

7.2 Für die Anlagengruppen werden folgende Honorarzonen zugrunde gelegt: 
 

Honorarzone II für Leistungen der Anlagengruppe 2 
 

7.3 Vergütungsgrundlage 
 
☐ Für die vom Ingenieur gemäß Ziffer 5.4 dieses Vertrages zu erbringenden 

Grundleistungen für die jeweiligen Anlagengruppen vereinbaren die Vertrags-
parteien eine Vergütung gemäß Vergütungsgrundlage (Anlage 4).  
 

☐ Für die vom Ingenieur gemäß Ziffer 5.4 dieses Vertrages zu erbringenden 
Grundleistungen für die jeweiligen Anlagengruppen vereinbaren die Vertrags-
parteien einen Abschlag von ___ % auf den in der Vergütungsgrundlage (An-
lage 4) genannten Betrag.  
 

☐ Für die vom Ingenieur gemäß Ziffer 5.4 zu erbringenden Grundleistungen für 
die jeweiligen Anlagengruppen vereinbaren die Vertragsparteien einen Zu-
schlag von ___ % auf den in der Vergütungsgrundlage (Anlage 4) genannten 
Betrag.  

 
7.4 Die Grundleistungen des Ingenieurs gemäß Ziffer 5.4 dieses Vertrages werden wie 

folgt jeweils v.H. bewertet: 
 

Leistungsphase Anlagengruppe 

 1 2 3 4 5 6 7 8 

1. Grundlagenermittlung __ % 0 % __ % __ % __ % __ % __ % __ % 

2. Vorplanung __ % 0 % __ % __ % __ % __ % __ % __ % 

3. Entwurfsplanung __ % 0 % __ % __ % __ % __ % __ % __ % 

4. Genehmigungsplanung __ % 0 % __ % __ % __ % __ % __ % __ % 

5. Ausführungsplanung __ % 0 % __ % __ % __ % __ % __ % __ % 
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6. Vorbereitung der Vergabe __ % 0 % __ % __ % __ % __ % __ % __ % 

7. Mitwirkung bei der Vergabe __ % 0 % __ % __ % __ % __ % __ % __ % 

8. Objektüberwachung - Bau-

überwachung 
__ % …  % __ % __ % __ % __ % __ % __ % 

9. Objektbetreuung __ % …  % __ % __ % __ % __ % __ % __ % 

 
7.5 Da sich der Leistungsumfang dieses Vertrages nur auf die erforderlichen Grundleistun-

gen erstreckt, erhält der Ingenieur nur die erforderlichen und tatsächlich von ihm er-
brachten Grundleistungen vergütet. Das heißt, er erhält die vollen Vom-Hundert-Sätze 
des § 55 Abs. 1 HOAI nur dann, wenn er alle Grundleistungen der jeweiligen Leistungs-
phase gemäß Anlage 15 Nummer 15.1 zur HOAI erbracht hat und dies erforderlich 
war. 
 
Die prozentuale Bewertung der beauftragten Leistungen gemäß Ziffer 5.4 dieses Ver-
trages ergibt sich aus § 55 HOAI i.V.m. § 8 Abs. 2 HOAI. Die Vertragsparteien sind sich 
einig, dass die Bewertung der einzelnen Leistungen einer Leistungsphase (§ 8 HOAI) 
auf der Grundlage der SIEMON-Bewertungstabelle erfolgt. Sollte die SIEMON-
Bewertungstabelle während der Vertragslaufzeit nicht mehr anwendbar sein, werden 
die Vertragsparteien sich auf ein anderes geeignetes Regelwerk verständigen.  
 

7.6 Das Honorar verändert sich 
 

7.6.1 für den Wiederholungsfall nach § 11 HOAI um: 
 
bei der Anlagengruppe 2 0 % 

 
7.6.2 für die Erschwernis aus Umbau/Modernisierung nach § 56 Abs. 5, § 6 Abs. 2 Satz 3 

HOAI wie folgt: 
 
bei der Anlagengruppe 2 __ % 
 

7.6.3 für Instandhaltung und Instandsetzung von Anlagen nach § 12 HOAI wird ein Zu-
schlag wie folgt: 
 
bei der Anlagengruppe 2 0 % 
 

7.7 Sofern Leistungen nach Zeitaufwand abzurechnen sind, werden folgende Nettostun-
densätze vereinbart:  
 

Geschäftsführer/Inhaber:    _______ EUR/Stunde 
Ingenieur:      _______ EUR/Stunde 
Technischer/Wirtschaftlicher Mitarbeiter:  _______ EUR/Stunde 



 

 
Seite 10 von 27 

 
7.8 Honorargrundlage sind die in Anlehnung an §§ 4, 56 HOAI ermittelten anrechenbaren 

Kosten. 
 
Die anrechenbaren Kosten werden wie folgt angenommen: 
 
EUR netto 3,8 Mio. für alle Leistungen der Anlagengruppe 2 (alle Leistungsabschnitte) 
EUR netto 1,53 Mio. für die Leistungen des Leistungsabschnitts 1 (1. und 2. BA) 
EUR netto 1,22 Mio. für die Leistungen des Leistungsabschnitts 2 (3. BA) 
EUR netto 1,05 Mio. für die Leistungen des Leistungsabschnitts 3 (4. BA). 
 

7.9 Die Honorierung erfolgt 
7.9.1 ☐ nach der Kostenschätzung/Kostenberechnung 

 
Das Honorar für die Leistungen gemäß Ziffer 5.4 Nr. 1 bis Nr. 4 dieses Vertrages be-
misst sich nach der Kostenberechnung, solange diese nicht vorliegt, nach der Kosten-
schätzung; für die Leistungen gemäß Ziffer 5.4 Nr. 5 bis 9 dieses Vertrages bemisst 
sich das Honorar nach der Kostenberechnung. 
 
Das vorläufige Honorar gemäß § 54 i. V. m. § 56 HOAI beläuft sich auf: 
 

EUR _______________ netto (siehe Anlage 2) 
 
Die endgültige Honorarberechnung erfolgt in Anlehnung an § 6 Abs. 1 i.V.m. § 4 HOAI 
auf Grundlage der im Rahmen der Leistungsphase 3 erstellten und vom Auftraggeber 
freigegebenen Entwurfsplanung (Einwendungen gegen die sachliche Richtigkeit der 
dort erstellten Kostenberechnung werden mit der Freigabe nicht ausgeschlossen).  
 

7.9.2 ☐ pauschal 
 
Der Ingenieur erhält für seine nach diesem Vertrag zu erbringenden Grundleistungen 
ein Pauschalhonorar von: 
 

EUR _______________ netto (siehe Anlage 2) 
 

7.10 Die Nebenkosten gemäß § 14 Abs. 2 HOAI:  
☐ werden pauschal mit __ % des Nettohonorars zuzüglich der Umsatzsteuer in 

gesetzlicher Höhe berechnet. 
☐ sind mit dem Honorar abgegolten. 

 
7.11 In den Honoraren ist die Umsatzsteuer nicht enthalten. Der Ingenieur erhält nach Maß-
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gabe des § 16 HOAI die Umsatzsteuer in der jeweils gültigen Höhe zum Honorar er-
stattet.  

 
8. Leistungsänderungen  

 
8.1 Für Änderungsvereinbarungen und Änderungsanordnungen des Auftraggebers gilt 

§ 650q Abs. 1 BGB i.V.m § 650b BGB mit den nachfolgenden Modifikationen. 
 

8.2 Das Änderungsbegehren des Auftraggebers kann sich auch auf die Art der Ausführung 
der Leistungen, insbesondere in zeitlicher Hinsicht beziehen. 
 

8.3 Die Befolgung von Änderungsbegehren des Auftraggebers im Sinne von § 650b Abs. 1 
Nr. 1 BGB, die mit einer Änderung der vereinbarten Planungs- und Überwachungsziele 
verbunden sind (nicht notwendige Änderungen), ist für den Ingenieur insbesondere 
dann unzumutbar, 

• wenn sich die Planung auf ein anderes Grundstück beziehen soll; 
• wenn sich durch die vom Auftraggeber begehrte Änderung der Charakter des 

Gebäudes insgesamt so verändern würde, dass die Identität des Gebäudes 
nicht mehr gewahrt wäre; 

• wenn sich die Befolgung eines Änderungsbegehrens für den Ingenieur unter 
Berücksichtigung seiner Urheberpersönlichkeitsrechte als unzumutbar darstel-
len würde; 

• wenn der Nutzungszweck des Gebäudes grundlegend verändert würde; 
• wenn der Auftraggeber von vorneherein endgültig und ernsthaft die Zahlung ei-

ner dem Ingenieur für die zusätzlich zu erbringenden Planungsleistungen zu-
stehenden zusätzlichen Vergütung oder die Mitwirkung an einer entsprechen-
den, den zusätzlichen Vergütungsanspruch des Ingenieurs umfassenden Nach-
tragsvereinbarung verweigert; 

• wenn das Büro des Ingenieurs auf die Ausführung der geänderten Leistungen 
nicht eingerichtet ist; 

• wenn betriebsinterne Umstände im Büro des Ingenieurs (z.B. eine besonders 
hohe Auslastung des Büros) entgegenstehen; der Ingenieur ist dann aber ver-
pflichtet, weitere Mitarbeiter einzustellen bzw. Unteraufträge zu erteilen, soweit 
ihm dies nicht im Einzelfall aus besonderen Gründen unzumutbar ist. 

 
8.4 Die stufenweise Fortentwicklung und Durcharbeitung der Planung innerhalb einer be-

stimmten Leistungsstufe (Planungsoptimierung) einschließlich der Erarbeitung von Al-
ternativen wird nicht vergütet, soweit die Planungsleistung Bestandteil der Grundleis-
tungen der jeweiligen Leistungsphase ist, und solange die Grenzen der Zumutbarkeit 
für den Ingenieur nicht überschritten sind. Letzteres ist insbesondere dann der Fall, 
wenn innerhalb einer noch nicht abgeschlossenen Leistungsphase eine bereits er-
brachte Teilleistung (z.B. ein erstellter Plan) auf Veranlassung des Auftraggebers und 
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aus einem nicht vom Ingenieur zu vertretenden Grund mehr als zwei Mal neu erstellt 
werden muss bzw. mehr als zwei Alternativplanungen erstellt werden müssen. Die wei-
teren Änderungen sind dann nach den nachfolgenden Grundsätzen der Vertragsände-
rung zu vergüten. Im Gegensatz zu Planungsoptimierungen sind geänderte Leistungen 
gesondert zu vergüten, wenn sie auf Änderungsvereinbarungen im Sinne von § 650q 
Abs. 1 i.V.m. § 650b Abs. 1 BGB oder auf einer Änderungsanordnung des Auftragge-
bers im Sinne von § 650q Abs. 1 i.V.m § 650b Abs. 2 BGB beruhen. Änderungsverein-
barungen im Sinne von § 650q Abs. 1 i.V.m § 650b Abs. 1 BGB sollen eine Vereinba-
rung über die Vergütungsanpassung infolge der Änderung umfassen. Der Anspruch 
auf Vergütungsanpassung nach Maßgabe der folgenden Regelungen besteht aber un-
abhängig vom Zustandekommen einer solchen Vereinbarung. 
 

8.5 Der Ingenieur wird dem Auftraggeber unverzüglich nach Zugang eines Änderungsbe-
gehrens nach § 650 q Abs. 1 BGB i. V. m § 650 b Abs. 1 BGB ein prüfbares Honorar-
angebot in Textform über die infolge des Änderungsbegehrens begehrte Mehr- oder 
Mindervergütung mit üblichen Preisen nach folgender Maßgabe unterbreiten: 
 

8.5.1 Für Änderungsleistungen im Sinne von § 650 b Abs. 1 Nr. 1 BGB (nicht notwendige 
Änderungen) hat der Ingenieur ein pauschales Nachtragsangebot zu erstellen, sofern 
die Vertragsparteien keine andere Vereinbarung treffen. Dieses ist auf der Grundlage 
des geschätzten Zeitaufwands und unter Zugrundelegung ortsüblicher Stundensätze 
zu kalkulieren. Sollte die Schätzung des Zeitaufwandes nicht möglich sein, kann aus-
nahmsweise eine Vergütung zum nachgewiesenen Zeitaufwand vereinbart werden. 
Für die Abrechnung gilt Ziffer 7.9 des Vertrages. 
 

8.5.2 Für Änderungsleistungen im Sinne von § 650b Abs. 1 Nr. 2 BGB (notwendige Ände-
rungen) gilt vorstehende Ziffer 8.5.1 nur dann und insoweit, als die Gründe die die Än-
derung notwendig machen, auf einer vertraglichen oder vorvertraglichen Pflicht- bzw. 
Obliegenheitsverletzung des Auftraggebers beruhen, oder wenn die Notwendigkeit der 
Änderung für den Auftraggeber bei Vertragsschluss erkennbar war. Dies gilt auch für 
etwaige Beschleunigungsmaßnahmen, die erforderlich werden, um eine Zielvorstel-
lung in zeitlicher Hinsicht (im Sinne von § 650p BGB) erreichen zu können. Liegen die 
genannten Voraussetzungen nicht vor, liegt das Risiko notwendiger Änderungen, um 
die vereinbarten Planungs- und Überwachungsziele einzuhalten, beim Ingenieur. 
 

8.6 Führt ein Änderungsbegehren des Auftraggebers hinsichtlich der vereinbarten bzw. bei 
Vertragsschluss vorausgesetzten Ausführungsfristen zu einem Mehraufwand beim In-
genieur, so wird der nachgewiesene tatsächliche Mehraufwand vergütet. 
 

8.7 Tritt aus einem nicht vom Ingenieur zu vertretenden Grunde eine Unterbrechung des 
Bauvorhabens von mindestens drei Monaten ein, ohne dass die weitere Leistungser-
bringung dauernd unmöglich wird, ist der Ingenieur berechtigt, die bis dahin erbrachten 
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Leistungen vertragsgemäß abzurechnen, sowie außerdem Erstattung derjenigen Kos-
ten zu verlangen, die dem Ingenieur bereits entstanden und in der Vergütung des noch 
nicht ausgeführten Teils der Leistung enthalten sind. Dauert die Unterbrechung dann 
weitere drei Monate an, ist der Ingenieur berechtigt, den Vertrag aus wichtigem Grunde 
zu kündigen und nach den Grundsätzen der Ziffer 18 dieses Vertrages abzurechnen. 
 

9. Abrechnung 
 

9.1 Der Ingenieur hat seine Leistungen prüffähig, vollständig und gemäß den Vorgaben 
des Fördermittelgebers einzeln nach Anschlussobjekten abzurechnen, die Rechnun-
gen sind übersichtlich aufzustellen. Eine Rechnung ist prüffähig, wenn sie unter fort-
laufender Nummerierung eine übersichtliche Aufstellung der erbrachten Leistungen 
und der zugrundeliegenden Berechnungsfaktoren sowie der bereits geleisteten Ab-
schlagszahlungen enthält. Auf Verlangen des Auftraggebers hat der Ingenieur weitere 
Angaben zur Prüfbarkeit der Rechnung zu bringen. 
 

9.2 Der Ingenieur ist berechtigt, in angemessenen Zeitabständen, in der Regel monatlich, 
jedoch nicht kürzer, prüffähige Abschlagsrechnungen für erbrachte Leistungen zu stel-
len. Abschlagsrechnungen sind kumulativ aufzustellen. Abschlagszahlungen werden 
jeweils einen Monat nach Eingang der prüffähigen Abschlagsrechnung beim Auftrag-
geber fällig. 

 
9.3 Soweit Leistungen nach der Leistungsphase 8 teilabgenommen werden, ist der Inge-

nieur zur Legung von Teilschlussrechnungen nach Anschlussobjekten über diese Leis-
tungen verpflichtet.  

 
9.4 Die Stellung einer Teilschluss- oder Schlussrechnung durch den Ingenieur erfolgt in-

nerhalb von vier Wochen nach Fertigstellung aller beauftragten Leistungen und der 
Abnahme. Teil- oder Schlussrechnungen sind kumulativ aufzustellen. Schlusszahlun-
gen werden jeweils einen Monat nach Eingang der prüffähigen Teilschluss- oder 
Schlussrechnung beim Auftraggeber fällig. 

 
9.5 Der Ingenieur ist berechtigt, Leistungen über Zeitaufwand monatlich abzurechnen. Die 

Abrechnung muss klar und nachvollziehbar, die entsprechenden Stundenbelege 
müssen beigefügt und vom Auftraggeber bestätigt sein. Die Abrechnungen über 
Zeitaufwand werden jeweils einen Monat nach Eingang der prüffähigen Rechnung 
beim Auftraggeber fällig. 
 

9.6 Alle Rechnungen haben in der ersten Betreffzeile der Rechnungen den Projektbezug 
wie folgt darzustellen: 
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[Abschlags-/Schluss-]Rechnung für das Projekt [Name des Bauvorhabens] vom 
[Datum] für die im Zeitraum von [konkreter Zeitraum] erbrachten und nachfol-
gend beschriebenen Leistungen 

und sind mit ggf. notwendigen Rechnungsunterlagen (Leistungsnachweise, Aufmaße 
etc.) entweder im Original in einfacher Ausfertigung in Papierform beim Auftraggeber 
einzureichen und an folgende Rechnungsadresse zu richten: 

Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH 
Baumanagement Modernisierung 
Wintergartenstraße 4 
04103 Leipzig 

oder aber elektronisch im PDF-Format mit oben genannter Rechnungsadresse an fol-
gende E-Mail-Adresse zu senden: 

Rechnung@lwb.de 
Bei elektronischer Rechnungsübersendung ist zu beachten, dass über die vorgenannte 
E-Mail-Adresse des Auftraggebers ausschließlich Rechnungen angenommen werden. 
Die E-Mail des Ingenieurs hat sich auf die Übersendung der Rechnung zu beschrän-
ken, andere Mitteilungen finden keine Berücksichtigung. Jede Rechnung ist einzeln 
zusammen mit den ggf. notwendigen Rechnungsunterlagen in einem PDF-Dokument 
einzureichen. Die Größe der E-Mail nebst dem Rechnungsanhang Rechnung darf 15 
MB nicht überschreitet. Die Absender-E-Mail-Adresse des Ingenieurs muss Antworten 
empfangen können. 
Auf eine parallele Zusendung der Rechnung in Papier- und in elektronischer Form ist 
zu verzichten. 
Jede Rechnung ist zudem als PDF-Datei per E-Mail als Kopie gekennzeichnet an den 
zuständigen Projektleiter zu übermitteln. 
 

9.7 Jede Rechnung oder Rechnungsgutschrift hat die gesetzlich geforderten Angaben zu 
enthalten, insbesondere die dem Ingenieur vom Finanzamt erteilte Steuernummer bzw. 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer. 
 

9.8 Die Rechnungen sind mit den vertraglich vereinbarten Preisen ohne Umsatzsteuer 
(Nettopreis) aufzustellen; der Umsatzsteuerbetrag ist am Schluss der Rechnung mit 
dem gesetzlich gültigen Steuersatz einzusetzen. 
 

9.9 Ist ein Skonto vereinbart, gewährt der Ingenieur auf jede vertragsgemäß gestellte 
Rechnung den vertraglich vereinbarten Skonto gemäß den vertraglich vereinbarten 
Skontofristen. Die Skontofristen beginnen jeweils mit Eingang der prüfbaren Ab-
schlags- bzw. Schlussrechnung beim Auftraggeber. Zahlungen sind rechtzeitig geleis-
tet, wenn der Auftraggeber sie innerhalb der Skontofristen zur Zahlung veranlasst hat. 
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9.10 Alle Zahlungen werden bargeldlos geleistet. Als Tag der Zahlung gilt bei Überweisung 
von einem Konto der Tag der Hingabe oder Absendung des Überweisungsauftrags an 
die Bank. 
 

9.11 Stellt der Auftraggeber bei Nachprüfungen fest, dass er gegenüber dem Ingenieur eine 
Überzahlung geleistet hat, ist dieser verpflichtet, den zu viel erhaltenen Betrag binnen 
12 Werktagen nach Zugang der Rückzahlungsaufforderung dem Auftraggeber zurück-
zuerstatten. Bei solchen Rückforderungen kann sich der Ingenieur nicht auf den Weg-
fall der Bereicherung gemäß § 818 Abs. 3 BGB berufen. Der Ingenieur hat den zu 
erstattenden Betrag – ohne Umsatzsteuer – vom Empfang der Zahlung an in Höhe der 
in § 288 BGB angegebenen Zinssätze zu verzinsen, es sei denn, es werden höhere 
oder geringere gezogene Nutzungen nachgewiesen. 

 
10. Termine, Fristen und Vertragsstrafen 
 
10.1 Der Ingenieur ist verpflichtet, seine Leistungen so zeitig zu beginnen, zu fördern und 

zu vollenden, dass der Auftraggeber sie dem Vertrag entsprechend verwenden kann.  
 
Folgende Termine werden vereinbart: 
 
für Leistungsabschnitt 1 (BA 1+2): 

• Prüfung und Freigabe der Ausführungsplanung der ausführenden Firma ein-
schl. Bauablaufplan bis 15.05.2025 

• Abschluss der Bauüberwachungsleistungen bis spätestens 31.12.2025 
 
für Leistungsabschnitt 2 (BA 3): 

• Prüfung und Freigabe der Ausführungsplanung der ausführenden Firma ein-
schl. Bauablaufplan bis 01.03.2026 

• Abschluss der Bauüberwachungsleistungen bis spätestens 31.12.2026 
 
für Leistungsabschnitt 3 (BA 4): 

• Prüfung und Freigabe der Ausführungsplanung der ausführenden Firma ein-
schl. Bauablaufplan bis 01.03.2027 

• Abschluss der Bauüberwachungsleistungen bis spätestens 30.09.2027 
 
Bei den vorgenannten Terminen handelt es sich um verbindliche Vertragsfristen, deren 
Nichteinhaltung Vertragsstrafen nach Ziffer 10.5 des Vertrages auslösen. 

 
10.2 Die verbindlichen Vertragsfristen gemäß Ziffer 10.1 dieses Vertrages können nur durch 

eine separate Vereinbarung zwischen Auftraggeber und Ingenieur verschoben werden, 
nicht jedoch durch Freigabe von Terminplänen, Übergabe von Protokollen über Be-
sprechungen etc. 
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10.3 Der Ingenieur ist verpflichtet, den Auftraggeber unverzüglich auf Terminüberschreitun-

gen hinzuweisen, sobald diese erkennbar sind. Der Ingenieur ist verpflichtet, dem Auf-
traggeber schriftlich Vorschläge zur Einhaltung der Termine zu unterbreiten und auf 
Anordnung des Auftraggebers entsprechende Optimierungsmaßnahmen einzuleiten 
und zu überwachen. Die Vorschläge müssen auch Hinweise zu den voraussichtlichen 
Auswirkungen auf die Kosten und die Qualität des Bauvorhabens enthalten. Die Ver-
pflichtungen in diesem Absatz gelten unabhängig davon, ob der Ingenieur Terminüber-
schreitungen zu vertreten hat oder nicht. 
 

10.4 Glaubt sich der Ingenieur in der ordnungsgemäßen Ausführung der Leistung gehindert, 
so hat er dies dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Unterlässt er die 
Anzeige, so hat er nur dann Anspruch auf Berücksichtigung der hindernden Umstände, 
wenn dem Auftraggeber die Tatsache und deren hindernde Wirkung bekannt waren. 
Darüber hinaus kann der Ingenieur sich auf Behinderungsumstände nur berufen, wenn 
diese aus dem Risikobereich des Auftraggebers stammen oder durch höheren Gewalt 
oder andere für den Ingenieur unabwendbare Umstände verursacht waren. 
 

10.5 Gerät der Ingenieur mit einem der in Ziffer 10.1 des Vertrages genannten Termine in 
Verzug, hat der Ingenieur an den Auftraggeber eine Vertragsstrafe von 0,1 vom Hun-
dert des Nettoauftragshonorars pro Werktag der Überschreitung, höchstens jedoch 5 
vom Hundert des Nettoauftragshonorars zu bezahlen, es sei denn, der Ingenieur hat 
die Überschreitung nicht zu vertreten. Auf vorangegangene Termine verwirkte Ver-
tragsstrafen werden bei Überschreiten der nachfolgenden Termine berücksichtigt, so 
dass eine Kumulierung der Einzelvertragsstrafen ausgeschlossen ist. Wegen Über-
schreitung von Terminen verwirkte Vertragsstrafen entfallen nachträglich, sofern der 
Fertigstellungstermin dennoch eingehalten werden kann. 
 

10.6 Die Geltendmachung eines weiteren Schadens durch den Auftraggeber ist ausge-
schlossen, jedoch wird die verwirkte Vertragsstrafe auf den weiteren Schadensersatz 
des Auftraggebers angerechnet. 
 

10.7 Die verwirkte Vertragsstrafe kann vom Auftraggeber bis zur Fälligkeit der Schlusszah-
lung geltend gemacht werden. Eine verwirkte Vertragsstrafe braucht also nicht bei der 
Abnahme vorbehalten werden. Ein ausdrücklicher Vorbehalt bei der Abnahme ist hier-
für nicht erforderlich.  
 

10.8 Vertragsstrafenansprüche sind insbesondere auch nicht dadurch ausgeschlossen, 
dass der Auftraggeber sich diese bei der Durchführung einer Ersatzvornahme oder 
Erklärung einer Abnahmeverweigerung nicht vorbehält. Der Vorbehalt kann auch in 
diesen Fällen bis zur Fälligkeit der Schlusszahlung erklärt werden. Auf die §§ 340 Abs. 
2, 431 Abs. 2 BGB wird verwiesen.  
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10.9 Die Vertragsstrafenregelung gilt auch, soweit verbindliche Vertragsfristen sich stö-

rungsbedingt verschieben oder neu vereinbart werden, für die neuen verbindlichen 
Vertragsfristen.  
 

10.10 Verzögerungen und Verlängerungen der Planungs- und Bauzeit berechtigen den Inge-
nieur nicht, sich vom Vertrag zu lösen. 
 

10.11 Soweit keine Termine und Fristen vereinbart sind, hat der Ingenieur seine Leistungen 
so rechtzeitig zu erbringen, dass Planung und Durchführung des Bauvorhabens nicht 
gefährdet oder aufgehalten wird.  

 
11. Vertretung des Auftraggebers durch den Ingenieur 
 
11.1 Der Ingenieur ist zur Wahrung der Rechte und Interessen des Auftraggebers im Rah-

men der ihm übertragenen Leistungen berechtigt und verpflichtet. Der Ingenieur ist 
nicht bevollmächtigt, den Auftraggeber rechtsgeschäftlich zu vertreten, insbesondere 
ist er nicht berechtigt, Aufträge zu erteilen, bestehende Verträge zu ändern und/oder 
zu ergänzen, neue Preise zu vereinbaren sowie die Abnahme von Bauleistungen zu 
erklären. Das Eingehen finanzieller Verpflichtungen zu Lasten des Auftraggebers – da-
runter auch die Anerkennung von Rechnungen von Bauhandwerkern u. a. – ist ausge-
schlossen, es sei denn, der Auftraggeber hat der Eingehung einer solchen finanziellen 
Verpflichtung vorher schriftlich zugestimmt. Der Ingenieur hat gegenüber Dritten alles 
zu unterlassen, was zur Annahme des Vorliegens der Voraussetzungen einer An-
scheins- oder Duldungsvollmacht führen könnte. 
 

11.2 Der Ingenieur ist berechtigt, Anordnungen zu treffen, die zur vertragsgemäßen Ausfüh-
rung der beauftragten Leistungen und zur Sicherstellung eines einwandfreien Projek-
tablaufes notwendig sind und keinerlei negative Auswirkungen qualitativer, terminlicher 
und finanzieller Art für den Auftraggeber haben. 
 

11.3 Vor Verhandlungen mit Behörden hat der Ingenieur vom Auftraggeber eine entspre-
chende Vollmacht einzuholen. 

 
12. Herausgabe/Dokumentation/Planfreigabe 
 
12.1 Die vom Ingenieur für den Auftraggeber gefertigten und beschafften Pläne und Unter-

lagen sind dem Auftraggeber in dreifacher Ausfertigung in Papierform und außerdem 
auf Datenträger im Format pdf und dwg oder dxf, spätestens nach Erbringung der je-
weiligen Leistungsphase nach Ziffer 5.4 dieses Vertrages auszuhändigen. Darüber hin-
aus sind dem Auftraggeber die entsprechenden Leistungsverzeichnisse in achtfacher 
Ausfertigung in Papierform durch den Ingenieur zu übergeben. Sie werden Eigentum 
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des Auftraggebers. 
 

12.2 Der Ingenieur ist verpflichtet, dem Auftraggeber nach Abschluss des Bauvorhabens 
sämtliche ihm vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Pläne und Unterlagen zu-
rückzugeben. 
 

12.3 Der Ingenieur ist darüber hinaus verpflichtet, für den Auftraggeber eine komplette Do-
kumentation des Bauvorhabens in einfacher Ausführung in Papierform und einfach di-
gital auf Datenträger im Format pdf zusammenzustellen und nach Abschluss der Leis-
tungsphase 8 an den Auftraggeber zu übergeben. Zur Dokumentation zählen die Aus-
führungspläne, Revisionspläne und die technische Ausrüstung, gegebenenfalls not-
wendige Nachweise der Energieeinsparverordnung, das Bautagebuch, Bedienungsan-
leitungen, Prüfprotokolle, Abnahmeprotokolle und -bescheinigungen der ausführenden 
Unternehmen (soweit diese dem Auftraggeber vorliegen), staatlicher Stellen und sons-
tiger Stellen (beispielsweise TÜV), Bewehrungspläne, Gewährleistungsübersichten 
(gewerkeweise Übersichten zu Beginn und Ende der Mängelverjährung einschließlich 
Angaben zu etwaigen Gewährleistungssicherheiten), eine Aufstellung der Wartungsin-
tervalle und Prüflisten für die technischen Anlagen sowie vergleichbare Unterlagen. 
 

12.4 Der Ingenieur hat die Ausführungspläne rechtzeitig, in der Regel 30 Tage vor Beginn 
der Ausführung der im jeweiligen Plan enthaltenen Leistung an den Auftraggeber zur 
Prüfung vorzulegen. Der Auftraggeber prüft die Pläne lediglich auf Plausibilität. Der 
Auftraggeber wird die Pläne unverzüglich, im Regelfall innerhalb von 5 Tagen prüfen 
und freigeben bzw. mit Änderungsanmerkungen an den Ingenieur zurückleiten. Nach 
den Plänen darf erst nach Freigabe durch den Auftraggeber gebaut werden. Diese 
Prüfung entlastet den Ingenieur im Falle einer mangelhaften Erbringung seiner Pla-
nungsleistungen nicht.  

 
13. Vorbereitung und Mitwirkung bei der Vergabe 
 
13.1 Soweit der Ingenieur mit der Vorbereitung und Mitwirkung der Vergabe beauftragt ist, 

hat er bei Vergaben oberhalb der jeweils aktuellen Schwellenwerte für Bauleistungen 
die gesamten vergaberechtlichen Bestimmungen und die Vorgaben des Auftraggebers 
zu beachten sowie dessen Formblätter einzusetzen. Bei Vergaben unterhalb der je-
weils aktuellen Schwellenwerte für Bauleistungen hat der Ingenieur ausschließlich die 
Vorgaben des Auftraggebers zu beachten sowie dessen Formblätter einzusetzen. 
 

13.2 Die für die Vergaben erforderlichen Planungsunterlagen sind rechtzeitig durch den In-
genieur fertig zu stellen und vorzulegen.  
 

13.3 Soweit der Ingenieur mit den Leistungen gemäß Ziffer 5.4 Nr. 7 dieses Vertrages be-
auftragt ist, hat er im Rahmen der Angebotsprüfung die eingegangenen Angebote auf 
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ihre technische und rechnerische Vollständigkeit, Richtigkeit und Wirtschaftlichkeit zu 
prüfen und eine Auswertung der Angebote mit einem Vergabevorschlag an den Auf-
traggeber zu übergeben. Die Auswahl der Unternehmen für die Ausführung der Bau-
leistungen und die Entscheidung über die Vergabe trifft der Auftraggeber im Zusam-
menwirken mit dem Ingenieur, wobei die endgültige Entscheidung dem Auftraggeber 
vorbehalten bleibt. 

 
14. Rechnungsprüfung 
 
14.1 Sämtliche Rechnungen der Unternehmer über Bauleistungen und Lieferungen werden 

vom Ingenieur geprüft. Er hat dabei Massenberechnungen, Abrechnungszeichnungen 
und Kostenrechnungen in sachlicher, fachtechnischer und rechnerischer Hinsicht un-
verzüglich und vollständig zu prüfen, sofern er damit gemäß Ziffer 5.4 Nr. 8 dieses 
Vertrages beauftragt ist. Zum Nachweis der Prüfung hat er alle Ansätze und Beträge 
deutlich zu kennzeichnen. 
 

14.2 Die Massenberechnungen und Abrechnungszeichnungen sind mit folgender Beschei-
nigung zu versehen: 
 
„In allen Teilen geprüft und mit den aus der Massenberechnung (Abrechnungs-
zeichnung) ersichtlichen Änderungen für richtig befunden. 
Ort __________, Datum _________ 
_____________________________ 
Unterschrift des Ingenieurs“ 
 
Die Kostenrechnungen sind mit dem Eingangsvermerk mit folgender Bescheinigung zu 
versehen: 
 
„In allen Teilen geprüft und mit den aus der Rechnung ersichtlichen Änderungen 
für richtig befunden. 
Endbetrag: _____________ EUR 
Ort __________, Datum _________ 
_____________________________ 
Unterschrift des Ingenieurs“ 
 
Nach Ausstellung der Bescheinigung sind die Kostenrechnungen unter Beifügung der 
sie im Einzelnen belegenden Unterlagen dem Auftraggeber unverzüglich auszuhändi-
gen. Mit den Bescheinigungen haftet der Ingenieur für die Beachtung der Grundsätze 
der Wirtschaftlichkeit, die sorgfältige Prüfung erbrachter Leistungen auf quantitative 
und qualitative Vertragsgemäßheit sowie die Einhaltung von Vertragspreisen. 
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15. Abnahme 
 
15.1 Die Leistungen des Ingenieurs müssen förmlich auf der Grundlage der Abnahmepro-

tokolle des Auftraggebers (Anlage 6) abgenommen werden. Hierzu erstellen der Inge-
nieur und der Auftraggeber nach ordnungs- und vertragsgemäßer Erbringung sämtli-
cher geschuldeter Leistungen des Ingenieurs ein von beiden Seiten zu unterzeichnen-
des Abnahmeprotokoll. 
 

15.2 Fiktive und konkludente Abnahmen sind – mit Ausnahme von § 640 Abs. 2 BGB – 
ausgeschlossen. Insbesondere stellt es keine Abnahme dar, wenn der Auftraggeber 
die Leistung des Ingenieurs nutzt oder eine Zahlung auf die Schlussrechnung erfolgt. 
Die Unterzeichnung von Plänen, Zeichnungen usw. durch den Auftraggeber oder seine 
Berechtigten stellt keine Abnahme, sondern allenfalls eine Planungsfreigabe dar. Die 
Organisation der Abnahme obliegt dem Ingenieurs. 

 
15.3 Nach Abschluss der Leistungsphase 8 hat der Ingenieur nach Maßgabe von § 640 

BGB und § 650s BGB einen Anspruch auf Teilabnahme der bis dahin erbrachten Leis-
tungen. Zur Durchführung von weiteren Teilabnahmen ist der Ingenieur nicht berech-
tigt.  

 
16. Mängel der Leistung/Verjährung 
 
16.1 Die Mängelansprüche des Auftraggebers richten sich nach den werkvertraglichen Vor-

schriften der §§ 633 ff. BGB und des neuen Bauvertragsrechts des BGB. Jedoch ist 
der Rücktritt vom Vertrag ausgeschlossen. Stattdessen gelten die in Ziffer 18 dieses 
Vertrages festgelegten Kündigungsregelungen. 
 

16.2 Die Mängelansprüche des Auftraggebers gegen den Ingenieur verjähren nach fünf 
Jahren. Die Verjährung beginnt zum Zeitpunkt der Abnahme nach Ziffer 15 dieses Ver-
trages. § 634a Abs. 3 BGB bleibt hiervon unberührt. 
 

16.3 Die Einsichtnahme, Freigabe, Prüfung, Stellungnahme o.ä. und der Widerspruch des 
Auftraggebers zu den Planungsleistungen und -unterlagen befreit den Ingenieur nicht 
von seiner alleinigen Verantwortlichkeit für die Ordnungsgemäßheit und Durchführbar-
keit dieser Pläne und für das Entstehenlassen eines mangelfreien Bauwerks. Der In-
genieur kann sich bei Fehlern oder Mängeln, einschließlich des Inhalts und des Um-
fangs der Prüf- und Hinweispflicht, nicht auf die Sachkunde des Auftraggebers berufen. 
Die Haftung des Ingenieurs für die Vollständigkeit, Richtigkeit und Mängelfreiheit seiner 
Leistungen bleibt unberührt, auch wenn der Auftraggeber sie vorbehaltlos entgegen-
nimmt, anerkennt oder freigibt. 
 

16.4 Der Ingenieur wird von seiner Verantwortung zur Prüfung, Kontrolle, Koordinierung und 
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Überwachung auch nicht dadurch befreit, dass einer der weiteren Planungsbeteiligten, 
Sonderfachleute oder ein sonstiger fachlich Beteiligter im Rahmen seiner Leistungen 
gegenüber dem Auftraggeber zur Prüfung, Kontrolle, Koordinierung und Überwachung 
verpflichtet ist.  

 
17. Haftung des Ingenieurs, Haftpflichtversicherung und Freistellung 
 
17.1 Der Ingenieur haftet neben den Mängeln für alle Schäden nach den gesetzlichen Best-

immungen. 
 

17.2 Im Falle von Pflichtverletzungen, die der Ingenieur zu vertreten hat, erstreckt sich die 
Haftung des Ingenieurs auf die dadurch verursachten Schäden und Folgeschäden. 
Darüber hinaus haftet der Ingenieur für Folgen von Verzögerungen oder wenn ein ver-
einbarter Leistungstermin überschritten wird, sofern er die Verzögerungen oder die 
Überschreitung des vereinbarten Leistungstermins zu vertreten hat. 
 

17.3 Die Haftung des Ingenieurs wird durch die baufachliche Genehmigung nicht einge-
schränkt. 
 

17.4 Zur Sicherstellung aller etwaigen Ersatzansprüche des Auftraggebers ist bei Abschluss 
dieses Ingenieurvertrages vom Ingenieur eine Berufshaftpflichtversicherung nachzu-
weisen. Der Nachweis des Versicherungsschutzes ist Fälligkeitsvoraussetzung für 
Zahlungen des Auftraggebers. Auf schriftliches Verlangen des Auftraggebers hat der 
Ingenieur dem Auftraggeber die regelmäßige Zahlung der Versicherungsprämien für 
die vorgenannte Versicherung nachzuweisen. Der Ingenieur ist zur unverzüglichen 
schriftlichen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit Deckung in der vereinbarten Höhe 
nicht mehr besteht. Bei Arbeitsgemeinschaften muss Versicherungsschutz durch alle 
Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft oder durch eine auf die Arbeitsgemeinschaft selbst 
lautende Berufshaftpflichtversicherung nachgewiesen werden. 
 

17.5 Die Deckungssummen dieser Versicherung müssen mindestens betragen: 
 
für Personenschäden: 1.500.000 EUR 
für sonstige Schäden: ☐ 250.000 EUR (bis 1 Mio. Nettobausumme) 

☐ 500.000 EUR (bis 3 Mio. Nettobausumme) 
☒ 1.000.000 EUR (bis 6 Mio. Nettobausumme) 
☐ 2.000.000 EUR (ab 6 Mio. Nettobausumme) 

 
17.6 Der Ingenieur ist verpflichtet, die Versicherung bis zum Ablauf seiner Gewährleistungs-

frist aufrecht zu erhalten. Er ist zur unverzüglichen schriftlichen Anzeige verpflichtet, 
wenn und soweit Deckung in der vereinbarten Höhe nicht mehr besteht. Im Übrigen ist 
er auch nicht berechtigt, bei Bestehen von Haftpflichtversicherungen mit höheren als 



 

 
Seite 22 von 27 

mit vorstehend aufgeführten Deckungssummen, diese für den gegenständlichen Ver-
trag zu verringern. 
 

17.7 Legt der Ingenieur einen Versicherungsschein nicht vor bzw. weist er trotz des Verlan-
gens des Auftraggebers die Zahlung der Versicherungsprämie nicht nach, so kann der 
Auftraggeber dem Ingenieur eine angemessene Nachfrist zur Nachholung der Leistun-
gen setzen. Kommt der Ingenieur seinen Pflichten zum Nachweis des Versicherungs-
schutzes auch innerhalb der Nachfrist nicht nach, kann der Auftraggeber den Vertrag 
aus wichtigem Grund kündigen. 
 

17.8 Der Ingenieur ist Rahmen dieses Vertrages verpflichtet, die nach dem Arbeitnehmer-
entsendegesetz (AEntG) geltenden Vorschriften einzuhalten. Im Falle der Inanspruch-
nahme des Auftraggebers aus § 14 AEntG stellt der Ingenieur den Auftraggeber von 
diesen Ansprüchen frei. Er erklärt hierdurch ausdrücklich seine Einstandspflicht und 
die Bereitschaft, dem Auftraggeber seine aus der Inanspruchnahme entstandenen fi-
nanziellen Nachteile in vollem Umfang zu ersetzen. 
 

17.9 Sollte sich der Ingenieur auf § 640t BGB berufen, ist er unverzüglich nach Kenntnis 
eines Mangels verpflichtet, dem Auftraggeber mitzuteilen, aufgrund welcher Tatsachen 
er von einer Gesamtschuld ausgeht und um welches/welche bauausführende Unter-
nehmen es sich handelt.  

 
18. Kündigung des Vertrages 
 
18.1 Der Auftraggeber ist berechtigt, den Vertrag jederzeit zu kündigen. Dem Ingenieur steht 

in diesem Fall die Vergütung nach § 648 BGB zu. Der Ingenieur muss sich jedoch 
dasjenige anrechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrages an Aufwen-
dungen erspart hat oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt 
oder zu erwerben böswillig unterlässt. Die Ersparnis wird in entsprechender Anwen-
dung des § 648 Satz 3 BGB auf 95 % des auf die nicht mehr erbrachten Leistungen 
anfallenden Honorars vermutet. Beiden Parteien bleibt es vorbehalten, einen höheren 
oder niedrigeren Anteil der ersparten Aufwendungen nachzuweisen. Im Übrigen findet 
§ 648 BGB Anwendung. 
 

18.2 Der Auftraggeber und der Ingenieur können den Vertrag jeweils aus wichtigem Grund 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Besteht der wichtige Grund in einer Vertragsver-
letzung durch die andere Partei, ist eine Kündigung nur nach erfolglosem Ablauf einer 
zur Abhilfe bestimmten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig. Dies gilt nicht, 
wenn die Vertragspartei die Vertragserfüllung schon zuvor endgültig und ernsthaft ver-
weigert hat, so dass eine Fristsetzung eine sinnlose Förmlichkeit darstellen würde. An-
gemessen im Sinne von § 648 a BGB i. V. m. § 314 Abs. 3 BGB ist in der Regel eine 
Frist von 14 Tagen.  
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18.3 Hat der Ingenieur die Kündigung zu vertreten, so steht ihm nur die anteilige Vergütung 

für die bis zum Wirksamwerden der Kündigung erbrachten abgeschlossenen und nach-
gewiesenen, für den Auftraggeber verwertbaren und mangelfreien Leistungen zuzüg-
lich der hierauf entfallenden Mehrwertsteuer zu. Schadensersatzansprüche des Auf-
traggebers bleiben davon unberührt. Insbesondere kann der Auftraggeber den Vergü-
tungsansprüchen des Ingenieurs die voraussichtlichen Kosten der Ersatzvornahme 
entgegenhalten.  
 

18.4 Ein wichtiger Grund zur Kündigung durch den Auftraggeber liegt insbesondere dann 
vor, wenn der Ingenieur: 
• es unterlässt, einer bindenden Weisung des Auftraggebers nachzukommen; 
• nachhaltig und erheblich die Erfüllung vertraglicher Verpflichtungen unterlässt und 

ihn der Auftraggeber schriftlich unter Benennung der zu beanstandenden Um-
stände abgemahnt und der Ingenieur nicht unverzüglich nach Zugang der Abmah-
nung die beanstandeten Umstände behoben hat; 

• seine Zahlungen eingestellt hat, die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über sein 
Vermögen beantragt hat, oder die Leistungsfähigkeit des Ingenieurs aus anderen 
Gründen so beeinträchtigt ist, dass ein Vertrauen in seine Fähigkeit oder seine 
Bereitschaft zur ordnungsgemäßen Erfüllung nicht mehr beseht; 

• das Vertrauensverhältnis zwischen den Vertragsparteien auf Grund nach Ver-
tragsabschluss eingetretener Umstände erheblich gestört ist, oder andere Um-
stände vorliegen, auf Grund derer ein Festhalten des Auftraggebers am Vertrag 
nicht mehr zugemutet werden kann. 

 
18.5 Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung ist der Auftraggeber berechtigt, das ge-

samte Bauvorhaben auf Grund der bisherigen Pläne durchzuführen und zu diesem 
Zweck die Herausgabe aller Pläne und Unterlagen vom Ingenieur zu verlangen. 
 

18.6 Der Ingenieur darf nach Zugang der Kündigung keinerlei Leistungen mehr erbringen, 
es sei denn, der Auftraggeber ordnet die Fertigstellung bereits begonnener, jedoch 
noch nicht abgeschlossener Leistungsteile an. Der Ingenieur wird in diesem Fall dem 
Auftraggeber zuvor einen Abrechnungsvorschlag unterbreiten. Ordnet der Auftragge-
ber die Fertigstellung nicht abgeschlossener Leistungsteile an, hat der Ingenieur seine 
Planungsleitungen so zum Abschluss zu bringen, dass die Fortführung des Bauvorha-
bens ohne zeitliche Verzögerung erfolgen kann. 
 

18.7 Die Vertragsparteien sind verpflichtet, unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 
5 Werktagen nach Beendigung des Vertragsverhältnisses den von dem Ingenieur er-
reichten Leistungsstand festzustellen und zu dokumentieren. 
 

18.8 Eine Kündigung bedarf in jedem Fall der Schriftform. 
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19. Zurückbehaltungsrechte und Abtretung 
 
19.1 Ein Zurückbehaltungsrecht des Ingenieurs an Unterlagen und Plänen des Auftragge-

bers sowie an den für den Auftraggeber nach diesem Vertrag anzufertigenden und zu 
übergebenden Unterlagen ist ausgeschlossen. Der Ingenieur ist insoweit bis zur Fer-
tigstellung der geschuldeten Leistung vorleistungspflichtig. Etwas anders gilt bei einer 
freien Kündigung des Auftraggebers oder bei einer Kündigung des Ingenieurs aus 
Gründen, die der Auftraggeber zu vertreten hat. In diesen Fällen steht dem Ingenieur 
bis zur Ausgleichung berechtigter oder fälliger Honoraransprüche durch den Auftrag-
geber ein Zurückbehaltungsrecht an den vom ihm erstellten Unterlagen zu. Dieses Zu-
rückbehaltungsrecht erlischt, wenn der Ingenieur nicht binnen vier Wochen nach Zu-
gang einer Kündigung eine prüfbare Honorarschlussrechnung vorgelegt oder wenn der 
Auftraggeber ein dringliches Interesse an der Vorlage der Unterlagen dargetan hat. 
Außerdem ist der Auftraggeber berechtigt, nach Übergabe einer Bürgschaft gemäß § 
650f BGB in Höhe der im Streit stehenden Forderungen die unverzügliche Herausgabe 
zu verlangen. 
 

19.2 Der Ingenieur ist ohne vorherige Zustimmung des Auftraggebers nicht berechtigt, For-
derungen gegen den Auftraggeber ganz oder teilweise abzutreten oder durch Dritte 
einziehen zu lassen. Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund verweigert wer-
den. § 354a HGB bleibt unberührt. 

 
20. Urheberrecht, Nutzungsrecht 
 
Soweit die vom Ingenieur erbrachten Leistungen urheberrechtlich geschützt sind, vereinbaren 
die Vertragsparteien: 
 
20.1 An den vom Ingenieur erbrachten urheberrechtlich geschützten Leistungen und Ar-

beitsergebnissen, insbesondere den Planungen, überträgt der Ingenieur hiermit dem 
Auftraggeber das einfache Nutzungsrecht. Mit eingeschlossen ist das Bearbeitungs-
recht. 
 

20.2 Genießen die Leistungen des Ingenieurs keinen Urheberschutz, so kann der Auftrag-
geber die Planung des Ingenieurs für das im Vertrag genannte Bauvorhaben ohne Mit-
wirkung des Ingenieurs nutzen und ändern. Dasselbe gilt auch für ausgeführte Werke. 
 

20.3 Der Auftraggeber ist berechtigt, die Nutzungsrechte ganz oder teilweise auf Dritte zu 
übertragen, von Dritten ausführen zu lassen sowie Dritten hieran weitere Nutzungs-
rechte einzuräumen. 
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20.4 Mit der vereinbarten Vergütung sind sämtliche Ansprüche des Ingenieurs im Zusam-
menhang mit vorstehender Nutzungsrechtsübertragung abgegolten. Der Ingenieur 
stellt den Auftraggeber von sämtlichen Vergütungsansprüchen frei, die im Zusammen-
hang mit der Nutzungsrechtsübertragung bzw. der Ausübung der Nutzungsrechte ge-
gen ihn geltend gemacht werden. 
 

20.5 Die vorstehenden Bestimmungen bleiben von einer Beendigung des Vertrages unbe-
rührt. Im Falle einer Kündigung des Vertrages, gleich aus welchem Grunde, umfasst 
die Nutzungsberechtigungsübertragung diejenigen Arbeitsergebnisse und Leistungen, 
die der Ingenieur bis zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Kündigung geschaffen 
hat. 

 
21. Vertraulichkeit und Datenschutz 
 
21.1 Der Ingenieur ist verpflichtet, über alle ihm im Zusammenhang mit dem Vertrags-

schluss und der Durchführung des Vertrages bekanntwerdenden Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse des Auftraggebers sowohl während der Vertragsdauer als auch 
nach Beendigung des Vertragsverhältnisses Stillschweigen zu bewahren und sie nicht 
unlauter zu verwerten. Er ist ferner verpflichtet, die ihm bekannt gewordenen Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse mindestens mit der Sorgfalt zu behandeln, die er in eigenen 
Angelegenheiten anwendet. Dies gilt auch nach Beendigung des Vertragsverhältnis-
ses. Die Verpflichtung zum Stillschweigen gilt nicht für allgemein bekannte Informatio-
nen. Ein Verstoß gegen die Verschwiegenheitspflicht kann für den Auftraggeber einen 
wichtigen Kündigungsgrund im Sinne von Ziffer 18.4 des Vertrages darstellen.  
 

21.2 Der Ingenieur ist verpflichtet, bei der Erbringung der vertragsgegenständlichen Leis-
tungen die gesetzlichen Vorschriften, insbesondere die einschlägigen Datenschutzvor-
schriften einzuhalten. Dies beinhaltet auch, dem aktuellen Stand der Technik ange-
passte technische Sicherheitsmaßnahmen zu Datenschutz und Datensicherheit zu er-
greifen sowie die Verpflichtung seiner Mitarbeiter auf datenschutzrechtliche Vertrau-
lichkeit (Datengeheimnis) und Sicherstellung, dass diese die Bestimmungen einhalten, 
sofern sie mit personenbezogenen Daten des Auftraggebers Umgang haben. 
 

21.3 Nach den zu beachtenden Datenschutzvorschriften ist es dem Ingenieur zudem unter-
sagt, personenbezogene Daten unbefugt oder unrechtmäßig zu verarbeiten oder ab-
sichtlich oder unabsichtlich die Sicherheit der Verarbeitung in einer Weise zu verletz-
ten, die zur Vernichtung, zum Verlust, zur Veränderung, zu unbefugter Offenlegung 
oder unbefugtem Zugang führt. Dem Ingenieur ist insbesondere untersagt, personen-
bezogene Daten zu einem anderen Zweck als dem zur ordnungsgemäßen Vertragser-
füllung gehörenden Zweck und über den zur Vertragserfüllung erforderlichen Umfang 
hinaus zu speichern, zu verarbeiten oder sonst zu nutzen. Der Ingenieur hat personen-
bezogene Daten nach Erreichung des Zwecks, zu welchem die Daten an ihn bekannt 
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gegeben wurden, zu löschen bzw. die entsprechenden Unterlagen (in Papierform und 
in digitaler Form) nach Durchführung des Auftrags vollständig, geordnet und unaufge-
fordert an den Auftraggeber zurückzugeben.  

 
22. Schlussbestimmungen  

 
22.1 Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages, Nebenabreden sowie die Erteilung 

von Zusatzaufträgen bedürfen aus Beweisgründen der Schriftform. Dies gilt auch für 
die Aufhebung/Änderung der Schriftformklausel. 
 

22.2 Erfüllungsort für alle Leistungen aus diesem Vertrag ist das Bau- bzw. Sanierungs-
grundstück. 
 

22.3 Ist der Ingenieur Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuches, juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder des öffentlich-rechtlichen Sondervermögens, so ist Leipzig 
ausschließlicher Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar o-
der mittelbar ergebenden Streitigkeiten. 
 

22.4 Entstehen bei der Durchführung und Abwicklung des Vertrages Meinungsverschieden-
heiten zwischen den Vertragsparteien, werden die Vertragsparteien zunächst versu-
chen, den Streit auf gütlichem Wege beizulegen. Streitfragen berechtigen die Vertrags-
parteien nur insoweit, ihre Mitwirkung an der Vertragserfüllung einzustellen, als ihnen 
auf Grund vertraglicher oder gesetzlicher Vorschriften ein Zurückbehaltungsrecht zu-
steht.  
 

22.5 Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages oder später in den Vertrag aufgenommene 
Bestimmung ganz oder teilweise nichtig sein oder werden oder sollte sich eine Lücke 
in diesem Vertrag oder seinen Ergänzungen herausstellen, wird dadurch die Wirksam-
keit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Den Vertragsparteien ist die Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs bekannt, wonach eine salvatorische Erhaltungsklausel 
lediglich die Beweislast umkehrt. Es ist jedoch der ausdrückliche Wille der Vertrags-
parteien, die Wirksamkeit der übrigen Vertragsbestimmungen unter allen Umständen 
aufrechtzuerhalten und damit § 139 BGB insgesamt abzubedingen. An Stelle der nich-
tigen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke ist diejenige wirksame oder durch-
führbare Regelung zu vereinbaren, die rechtlich und wirtschaftlich dem am nächsten 
kommt, was die Vertragsparteien gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des 
Vertrages uns seiner späteren Ergänzungen gewollt hätten, wenn sie diesen Punkt 
beim Abschluss der Verträge bedacht hätten. Beruht die Nichtigkeit einer Bestimmung 
auf einem darin festgelegten Maß der Leistung oder der Zeit (Frist oder Termin), so ist 
die Bestimmung mit einem dem ursprünglichen Maß am nächsten kommenden recht-
lich zulässigen Maß zu vereinbaren.  
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22.6 Die folgenden Anlagen sind wesentliche Vertragsbestandteile: 
 
Zielvorstellungen/Aufgabenstellung nebst 
Terminplanung      Anlage 1 
Angebot des Ingenieurs     Anlage 2 
Anschlussbeauftragung     Anlage 3 
Vergütungsgrundlage      Anlage 4 
Vorläufiges Honorar      Anlage 5 
Abnahmeprotokoll      Anlage 6 

 
 
 
 
Leipzig, _____________________  ________________, ______________ 
 
 
 
 
____________________________  ________________________________ 
Leipziger Wohnungs- und    Unterschrift und Stempel Ingenieur 
Baugesellschaft mbH 
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Anschlussbeauftragung 
zum Ingenieurvertrag Technische Ausrüstung 

für die Energieträgerumstellung im Innovationsquartier Alt-Lößnig 
 
zwischen 
 
der Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH 
vertreten durch die Geschäftsführer Doreen Bockwitz und Kai Tonne 
Wintergartenstraße 4  
04103 Leipzig 
 

- im Folgenden Auftraggeber genannt - 
 
und 
 
______________________________________________________ 
vertreten durch: _________________________________________ 
______________________________________________________ 
______________________________________________________ 
 

- im folgenden Ingenieur genannt - 
- gemeinsam die Vertragsparteien genannt - 

 
 
Projektnummer: 37-102-00 
Bestellnummer: ____________ 
Vertragsnummer: ____________ 
 
 
erfolgt folgende Anschlussbeauftragung: 
 
1. Dem Ingenieur werden folgende Ingenieurleistungen beauftragt: 

 
Bauabschnitt __ 
 

2. Anpassung der Termine: 
 

 
  

Leistung Termin 
… __________ 

… __________ 
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3. Sonstiges: 
_______________________________________________________________________
_______________________________________________________________________ 
 

4. Die Vergütung erfolgt gemäß den Vereinbarungen im Ingenieurvertrag. 
 

5. Für die Anschlussbeauftragung gelten alle Vereinbarungen des Ingenieurvertrags weiter, 
soweit sie nicht durch diese Anschlussbeauftragung geändert werden. 

 
 
 
Leipzig, _____________________  ________________, ______________ 
 
 
 
____________________________  ________________________________ 
Leipziger Wohnungs- und    Unterschrift und Stempel Ingenieur 
Baugesellschaft mbH 



 

Anlage 4 zum Ingenieurvertrag Technische Ausrüstung 
 
Vergütungsgrundlage 
 

Anrechenbare 
Kosten in € 

Honorarzone I Honorarzone II Honorarzone III 

5 000  
10 000 
15 000 
25 000 
35 000 
50 000 
75 000 
100 000 
150 000 
250 000 
500 000 
750 000 
1 000 000 
1 250 000 
1 500 000 
2 000 000 
2 500 000 
3 000 000 
3 500 000 
4 000 000 

2 132 
3 689 
5 084 
7 615 
9 934 
13 165 
18 122 
22 723 
31 228 
46 640 
80 684 
111 105 
139 347 
166 043 
191 545 
239 792 
285 649 
329 420 
371 491 
412 126 

2 547 
4 408 
6 075 
9 098 
11 869 
15 729 
21 652 
27 150 
37 311 
55 726 
96 402 
132 749 
166 493 
198 389 
228 859 
286 504 
341 295 
393 593 
443 859 
492 410 

2 990 
5 174 
7 131 
10 681 
13 934 
18 465 
25 418 
31 872 
43 800 
65 418 
113 168 
155 836 
195 448 
232 891 
268 660 
336 331 
400 650 
462 044 
521 052 
578 046 

 



 
Seite 1 von 4 

Anlage 5 zum Ingenieurvertrag Technische Ausrüstung 
 
Honorar  
 
Das Honorar wird wie folgt vereinbart: 
 
Grundleistungen LPH 1 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Grundleistungen LPH 2 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Grundleistungen LPH 3 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Grundleistungen LPH 4 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Grundleistungen LPH 5 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
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[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Grundleistungen LPH 6 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Grundleistungen LPH 7 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Grundleistungen LPH 8 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Grundleistungen LPH 9 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Zwischensumme:     EUR ________________ 
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Wiederholungsfall Minderung: 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Zwischensumme:     EUR ________________ 
 
Umbau- und Modernisierungszuschlag: 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Zwischensumme:     EUR ________________ 
 
Zuschlag für Instandhaltung und Instandsetzung: 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Zwischensumme:     EUR ________________ 
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Besondere Leistungen: 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Zwischensumme:     EUR ________________ 
 
Zusätzliche Leistungen: 
[ ] Anlagengruppe 1    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 2    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 3    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 4    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 5    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 6    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 7    EUR ________________ 
[ ] Anlagengruppe 8    EUR ________________ 
Zwischensumme     EUR ________________ 
 
Nebenkosten pauschal    EUR ________________ 
 
Gesamthonorar netto     EUR ________________ 
 
Umsatzsteuer 19 %     EUR ________________ 
 
Gesamthonorar brutto    EUR ________________ 
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